M a g i s t r a t 								Anlage 1
IV								Bremerhaven, 08.11.2007




	M i t t e i l u n g   N r.  49/36





zur Anfrage Nr. 49/36 nach § 36 GOStVV der Stadtverordnetenversammlung von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 12.09.2007


Thema: Lessingschule


Die Anfrage lautet:

1. Hat es nach Einsetzung von zwei Sozialarbeitern an der Lessingschule positive Erfahrungen gegeben?
Wenn ja, welche?
Wenn nein, warum nicht?
2. Wurde nach den Sommerferien für das neue Schuljahr vom Magistrat sichergestellt, dass Sozialarbeiter an der Schule weiterarbeiten?
3. Hat der Magistrat ein Gesamtkonzept entwickelt, um die Gewalt an der Schule in den Griff zu bekommen?
Wenn ja, bitte beifügen.
Wenn nein, warum nicht?
4.   Wie sinnvoll erachtet der Magistrat die Einsetzung von Sozialpädagogen   
      zukünftig an anderen Schulen? 


Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 21.11.2007 beschlossen, die Anfrage wie folgt zu beantworten:

zu 1. 

a) Sozialarbeiter sind immer eine Unterstützung für den alltäglichen Schulbetrieb. Am Standort der Lessingschule besteht jetzt die Möglichkeit, bei Fehlverhalten von Schülerinnen und Schülern sie vorübergehend durch die beiden Sozialpädagogen zu betreuen. Dieses soll und darf allerdings nicht zu einem vermehrten Ausgliedern von Schülerinnen und Schüler aus dem Unterricht führen.
b) Die Anwesenheit der Sozialpädagogen in den Pausenzeiten sowie zu Beginn und am Ende der Unterrichtszeit ist eine Verstärkung der pädagogischen Arbeit.
c) Durch den Einsatz von zwei Sozialarbeitern in der Lessingschule ist es zu einer merklichen Besserung auch des Schulklimas gekommen. 


zu 2.

Ja.

zu 3.

Gewaltfreie Schule und gewaltfreier Umgang miteinander in Schulen ist kontinuierliches Thema in allen Schulstufen. In der Sekundarstufe I ist darüber hinaus ein interaktives Interventionsmodell flächendeckend eingerichtet worden, das von der Universität Bremen auch wissenschaftlich evaluiert worden ist: Das Schülerstreitschlichtungsprogramm hat sich bewährt.

Darüber hinaus wurde in Bremerhaven erstmalig in der Bundesrepublik das „Gütesiegel für gewaltfreie Schulen“ eingeführt.

Im Wesentlichen setzt der Magistrat auf Gewaltprävention. Dieses war auch Gegenstand der Anfrage Nr. 483 der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 31.01.2007.

zu 4. 

Selbstverständlich ist es sinnvoll, jungen Menschen größtmögliche pädagogische Betreuung in den Schulen über den Einsatz von Lehrkräften hinaus zuteil werden zu lassen. Dieses ist aber eine Frage der Finanzierungsmöglichkeiten. Der Magistrat prüft, ob eine an Sozialindikatoren orientierte sozialpädagogische Unterstützung insbesondere in den Grundschulen leistbar ist.

  


 


Schulz 
Oberbürgermeister

 


